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A. Bericht des Abgeordneten Junker 


Die obengenannte Verordnung wurde in der 
62. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
7. Oktober 1966 dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen zur Beratung zugewiesen. Die 
Verordnung kann nach § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zoll- 
gesetzes vom 14. Juni 1961 (BGBl. I S. 737) nur mit 
Zustimmung des Bundestages in Kraft treten. 

Die Bundesregierung hat — wie alljährlich — 
bei der EWG-Kommission für die Zeit vom 
1. August 1966 bis zum 31. Dezember 1966 ein Zoll- 
kontingent für Kabeljau, Seelachs, Schellfisch, Rot- 
barsch und Schwarzen Heilbutt von 14 000 t zum 
Zollsatz Null beantragt. 

Die genannten Seefische zählen zu den Volks- 
nahrungsmitteln — ausgenommen der Schwarze 
Heilbutt, der in Qualität und Preis über den ge- 
nannten vier Fischsorten hegt. 

Die Seefischanlandungen der deutschen Fangflotte 
reichen für die Versorgung der Bundesrepublik 
nicht aus. Die Liefermöglichkeiten der EWG-Länder 
sind beschränkt. Der Fehlbedarf muß deshalb aus 
Drittlandsimporten gedeckt werden. Der deutsche 
Außenzollsatz für diese Fische, der vor dem 
1. Januar 1962 auf „Null" festgesetzt war, beträgt 
im Zuge der Annäherung an den Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs der EWG (15 ^/o des Wer- 
tes) derzeit 9 ^Vo des Wertes. Importe zu diesem 
Außenzollsatz würden sich nachteilig auf die Preise 
dieser Waren und der daraus hergestellten Erzeug- 
nisse auswirken. 

Die EWG-Kommission hat die Gesamtkontin- 
gentsmenge auf 9000 t begrenzt. Von dieser Kon- 
tingentsmenge gewährte die Kommission 


a) 6700 t für Kabeljau, Seelachs, Schellfisch und 
Rotbarsch zu einem Zollsatz von 2,2 Vo des 
Wertes, 

b) 2300 t für Schwarzen Heilbutt zu einem Zollsatz 
von 3,6 ’'/o des Wertes. 

Die EWG-Kommission ging bei ihrer Entscheidung 
von dem Grundsatz aus, zollbegünstigte Kontin- 
gente gegenüber Drittländern bis zum Ende der 
Übergangszeit abzubauen. Die Bundesregierung hat 
bei der EWG-Kommission gegen die Entscheidung 
Einspruch eingelegt. Die Bundesregierung stützt den 
Einspruch auf die Schlußakte des Abkommens vom 
2. März 1960 über die Aufstellung eines Teils des 
Gemeinsamen Zolltarifs betreffend die Waren der 
Liste G in Anhang I des EWG-Vertrages. In der 
Schlußakte hat sich die Kommission der EWG bereit- 
erklärt, unter bestimmten Voraussetzungen zollfreie 
Kontingente für diese Fischsorten zu gewähren. Die 
Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß die 
EWG-Kommission zur zollfreien Kontingentsgewäh- 
rung verpflichtet ist, wenn diese Voraussetzungen 
— wie im vorliegenden Fall — ■ gegeben sind. 

Der Ausschuß unterstützt mit Nachdruck die von 
der Bundesregierung der EWG-Kommission gegen- 
über vertretene Forderung, bei Zollkontingenten 
für diese Waren Null-Zollsätze festzusetzen. Der 
Ausschuß sieht nur deshalb davon ab, dem Bundes- 
tag nicht zu empfehlen, der Verordnung zuzustim- 
men, weil der deutschen Fischindustrie durch die 
Verweigerung der Zustimmung ein noch größerer 
Schaden zugefügt würde. 


Bonn, den 27. Oktober 1966 


Junker 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung • — Drucksache V/925 — 
stimmen. 


Bonn, den 27. Oktober 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


ZUZU“ 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Junker 

Berichterstatter 



